
1. Geltungsbereich
(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschafts-
prüferinnen, Wirtschaftsprüfern oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften
(im Nachstehendenzusammenfassend„Wirtschaftsprüfer“ genannt) und
ihren Auftraggebern über Prüfungen, Steuerberatung,Beratungen in wirt-
schaftlichen Angelegenheitenund sonstige Aufträge, soweit nicht etwas
anderes ausdrücklich in Textform vereinbart oder gesetzlich zwingend
vorgeschriebenist.
(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies vereinbart ist oder
sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungenauch diesen Dritten
gegenüber. Einreden und Einwendungenaus dem Vertragsverhältnis mit
dem Auftraggeber stehen dem Wirtschaftsprüferauch gegenüberDritten
zu.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags
(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein
bestimmterwirtschaftlicherErfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsät-
zen ordnungsmäßigerBerufsausübungausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer
übernimmtim Zusammenhangmit seinenLeistungenkeine Aufgaben der
Geschäftsführung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder
Umsetzung der Ergebnisse seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der
Wirtschaftsprüferist berechtigt, sich zur Durchführungdes Auftrags sach-
verständigerPersonenzu bedienen.
(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei
betriebswirtschaftlichenPrüfungen – der ausdrücklichenVereinbarung in
Textform.
(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschlie-
ßenden berufichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfernicht verpfich-
tet, den Auftraggeber auf Änderungenoder sich daraus ergebendeFolge-
rungenhinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers
Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle
für die Ausführung des Auftrags notwendigenUnterlagenund weite- ren
Informationen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vor-
gängen und UmständenKenntnis gegeben wird, die für die Ausführung
des Auftrags von Bedeutungsein können. Dies gilt auch für die Unterla-
gen und weiteren Informationen,Vorgänge und Umstände,die erst wäh-
rend der Tätigkeit des Wirtschaftsprüfersbekanntwerden. Der Auftragge-
ber wird dem WirtschaftsprüfergeeigneteAuskunftspersonenbenennen.

(1) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Voll-
ständigkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen
sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirt-
schaftsprüferformuliertenErklärung in gesetzlicherSchriftform oder einer
sonstigenvom WirtschaftsprüferbestimmtenForm zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit
(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen,was die Unabhängigkeitder
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfersgefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder
Übernahmevon Organfunktionenund für Angebote, Aufträge auf eigene
Rechnungzu übernehmen.
(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeitdes Wirt-
schaftsprüfers,die der mit ihm verbundenen Unternehmen,seiner Netz-
werkunternehmenoder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf
die die Unabhängigkeitsvorschriftenin gleicher Weise Anwendung finden
wie auf den Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissenbeein-
trächtigen, ist der Wirtschaftsprüferzur außerordentlichenKündigungdes
Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte
Soweit der WirtschaftsprüferErgebnisseim Rahmender Bearbeitungdes
Auftrags in gesetzlicherSchriftform oder Textform darzustellenhat, ist al-
lein dieseDarstellungmaßgebend. Entwürfe solcherDarstellungensind

unverbindlich. Sofern nicht anders gesetzlich vorgesehenoder vertraglich
vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des Wirtschafts-
prüfers nur dann verbindlich, wenn sie in Textform bestätigt werden. Er-
klärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sindstets unverbindlich.

6. Weitergabe einer berulichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers
(1) Die Weitergabe beruficher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers
(Arbeitsergebnisseoder Auszüge von Arbeitsergebnissen– sei es im Ent-
wurf oder in der Endfassung)oder die Information über das Tätigwerden
des Wirtschaftsprüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der
in Textform erteilten Zustimmungdes Wirtschaftsprüfers,es sei denn, der
Auftraggeber ist zur Weitergabe oder Information aufgrund eines Geset-
zes oder einerbehördlichenAnordnungverpfichtet.
(2) Die Verwendung beruficher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und
die Information über das Tätigwerdendes Wirtschaftsprüfersfür den Auf-
traggeberzu Werbezweckendurch den Auftraggebersindunzulässig.

7. Mängelbeseitigung
(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfül-
lung durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen,Unterlassenbzw.
unberechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der
Nacherfüllungkann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurück-
treten; ist der Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden,so kann
der Auftraggeber wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktre-
ten, wenn die erbrachte Leistung wegen Fehlschlagens,Unterlassung,
Unzumutbarkeitoder Unmöglichkeitder Nacherfüllungfür ihn ohne Inte-
resse ist. Soweit darüber hinaus Schadensersatzansprüchebestehen,gilt
Nr. 9.
(2) Ein Nacherfüllungsanspruchaus Abs. 1 muss vom Auftraggeber un-
verzüglich in Textform geltend gemacht werden. Nacherfüllungsansprü-
che nach Abs. 1, die nicht auf einer vorsätzlichen Handlungberuhen,ver-
jährennachAblauf einesJahresab dem gesetzlichenVerjährungsbeginn.
(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehlerund
formelle Mängel, die in einer berufichen Äußerung (Bericht, Gutachten
und dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom
Wirtschaftsprüferauch Dritten gegenüberberichtigt werden. Unrichtigkei-
ten, die geeignetsind, in der berufichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers
enthaltene Ergebnisseinfrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äuße-
rung auch Dritten gegenüberzurückzunehmen. In den vorgenanntenFäl-
len ist der Auftraggeber vom Wirtschaftsprüfertunlichstvorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz
(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1
HGB, § 43 WP , § 203 StGB) verpfichtet, über Tatsachen und Umstän-
de, die ihm bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden,
Stillschweigenzu bewahren,es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von
dieserSchweigepfichtentbindet.
(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezo-
genen Daten die nationalenund europarechtlichenRegelungenzum Da-
tenschutzbeachten.

9. Haftung
(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers,
insbesonderePrüfungen, gelten die jeweils anzuwendendengesetzlichen
Haftungsbeschränkungen,insbesonderedie Haftungsbeschränkungdes
§ 323 Abs. 2 HGB.
(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung
findet noch eine einzelvertraglicheHaftungsbeschränkungbesteht, ist der
Anspruch des Auftraggebers aus dem zwischen ihm und dem Wirtschafts-
prüfer bestehendenVertragsverhältnis auf Ersatz eines fahrlässigverur-
sachten Schadens,mit Ausnahme von Schäden aus der Verletzung von
Leben, Körper und Gesundheitsowie von Schäden, die eine Ersatzpficht
des Herstellersnach § 1 ProdHaftG begründen,gemäß§ 54a Abs. 1 Nr.
2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt. Gleiches gilt für Ansprüche, die Dritte
aus oder im Zusammenhangmit dem Vertragsverhältnis gegenüberdem
Wirtschaftsprüfergeltendmachen.

AllgemeineAuftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüferinnen,Wirtschaftsprüferund
Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2024
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(3) Leiten mehrere Anspruchstelleraus dem mit dem Wirtschaftsprüfer be-
stehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pfichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfersher, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag
für die betre enden Ansprüchealler Anspruchstellerinsgesamt.
(4) Der Höchstbetrag nach Abs. 2 bezieht sich auf einen einzelnen Scha-
densfall. Ein einzelner Schadensfallist auch bezüglich eines aus mehreren
Pfichtverletzungen stammendeneinheitlichenSchadens gegeben. Der ein-
zelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pfichtverletzung ohne
Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren aufeinanderfol-
genden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf gleicher oder
gleichartigerFehlerquelleberuhendesTun oder Unterlassenals einheitliche
Pfichtverletzung, wenn die betre enden Angelegenheiten miteinander in
rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhangstehen. In diesem Fall
kann der Wirtschaftsprüfernur bis zur Höhe von 5 Mio. € in Anspruch ge-
nommenwerden.
(5) Ein Schadensersatzansprucherlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der in Textform erklärten Ablehnungder ErsatzleistungKlage
erhobenwird und der Auftraggeber auf dieseFolge hingewiesenwurde. Dies
gilt nicht für Schadensersatzansprüche,die auf vorsätzliches Verhalten zu-
rückzuführen sind, sowie bei einer schuldhaftenVerletzung von Leben, Kör-
per oder Gesundheitsowiebei Schäden,die eine Ersatzpficht des Herstellers
nach § 1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung gel-
tend zu machen,bleibtunberührt.
(6) § 323 HGB bleibtvon den Regelungenin Abs. 2 bis 5 unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge
(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerkversehenen Abschluss oder
Lagebericht,darf er diesenBestätigungsvermerknicht weiterverwenden.
Hat der Wirtschaftsprüfereinen Bestätigungsvermerknicht erteilt, so ist ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im
Lageberichtoder an anderer für die Ö entlichkeit bestimmterStelle nur mit
in gesetzlicher Schriftform erteilter Einwilligungdes Wirtschaftsprüfers und
mit dem von ihm genehmigtenWortlaut zulässig.
(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk,so darf der
Bestätigungsvermerknicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerkbereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfersden Widerrufbekanntzugeben.
(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weite-
re Ausfertigungenwerdenbesondersin Rechnunggestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen
(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuer-
lichen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatungdie vom Auftrag-
geber genannten Tatsachen, insbesondereZahlenangaben,als richtig und
vollständig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er
hat jedoch den Auftraggeber auf von ihm festgestelltewesentlicheUnrichtig-
keiten hinzuweisen.
(2) Der Steuerberatungsauftragumfasst nicht die zur Wahrung von Fristen
erforderlichen Handlungen,es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklichden Auftrag übernommenhat. In diesem Fall hat der Auftrag-
geber dem Wirtschaftsprüferalle für die Wahrung von Fristen wesentlichen
Unterlagen, insbesondereSteuerbescheide,so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemesseneBearbeitungszeit zur Verfügung
steht.
(3) Mangels einer anderweitigenVereinbarung in Textform umfasstdie lau-
fende Steuerberatungfolgende,in die VertragsdauerfallendenTätigkeiten:
a) Ausarbeitung und elektronischeÜbermittlung der Jahressteuererklärun-

gen, einschließlichE-Bilanzen, für die Einkommensteuer,Körperschaft-
steuer und Gewerbesteuer,und zwar auf Grund der vom Auftraggeber
vorzulegenden Jahresabschlüsseund sonstiger für die Besteuerung
erforderlichenAufstellungenundNachweise

b) Nachprüfungvon Steuerbescheidenzu denunter a) genanntenSteuern
c) Verhandlungenmit den Finanzbehördenim Zusammenhangmit den

unter a) und b) genanntenErklärungenund Bescheiden
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungenund Auswertungder Ergebnissevon

Betriebsprüfungenhinsichtlichder unter a) genanntenSteuern
e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahrenhinsichtlichder

unter a) genanntenSteuern.
Der Wirtschaftsprüferberücksichtigtbei den vorgenanntenAufgaben die
wesentlicheverö entlichte echtsprechungund Verwaltungsauassung.
(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein
Pauschalhonorar,so sind mangels anderweitiger Vereinbarungen in Text-
form die unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genanntenTätigkeitengesondert zu
honorieren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuer-
beratervergütungsverordnungfür die Bemessungder Vergütung anzuwen-
den ist, kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in
Textform vereinbartwerden.
(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer,Kör-
perschaftsteuer,Gewerbesteuerund Einheitsbewertungsowie aller Fragen
der Umsatzsteuer,Lohnsteuer,sonstigenSteuern und Abgaben erfolgt auf
Grund einesbesonderenAuftrags. Diesgiltauch für
a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten,z.B. auf

dem Gebiet der Erbschaftsteuerund Grunderwerbsteuer,
b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der

Finanz- undderVerwaltungsgerichtsbarkeitsowiein Steuerstrafsachen,
c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit

Umwandlungen,Kapitalerhöhungund -herabsetzung,Sanierung, Eintritt
und Ausscheideneines Gesellschafters,Betriebsveräußerung,
Liquidationund dergleichenund

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pfichten.

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärungals
zusätzliche Tätigkeit übernommenwird, gehört dazu nicht die Überprüfung
etwaiger besonderer buchmäßigerVoraussetzungen sowie die Frage, ob
alle in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen
wahrgenommenworden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung
der Unterlagen zur Geltendmachungdes Vorsteuerabzugs wird nicht über-
nommen.

12. Elektronische Kommunikation
Die Kommunikationzwischen dem Wirtschaftsprüferund dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunika-
tion per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen
stellt, wie etwa die Verschlüsselungvon E-Mails, wird der Auftraggeber den
Wirtschaftsprüferentsprechendin Textform informieren.

13. Vergütung
(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforde-
rung Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuerwird zu-
sätzlich berechnet. Er kann angemesseneVorschüsse auf Vergütung und
Auslagenersatzverlangen und die Auslieferungseiner Leistungvon der vol-
len Befriedigungseiner Ansprüche abhängigmachen. Mehrere Auftraggeber
haften als Gesamtschuldner.
(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen
Forderungen des Wirtschaftsprüfersauf Vergütung und Auslagenersatznur
mitunbestrittenenoder rechtskräftigfestgestelltenForderungenzulässig.

14. Streitschlichtungen
Der Wirtschaftsprüferist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahrenvor einer
Verbraucherschlichtungsstelleim Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbei-
legungsgesetzesteilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht
Für den Auftrag, seineDurchführungund die sichhierausergebenden
Ansprüchegiltnur deutschesRecht.
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